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Geht der mit dem Konzept der Gemeinwesenarbeit ursprünglich verbundene emanzipa tive 
Charakter verloren und wird stattdessen ein systemaffirmativer Impetus geboren im Sinne 
von Mitwirkung ohne Mitbestimmung? Zeigen sich hier Parallelen in und zur Erwachsenen-
bildung? Existiert die an der jeweiligen Lebenswelt ausgerichtete, handlungsorientierte und 
gesellschaftskritische pädagogische Arbeit (noch)? Diesen und weiteren Fragen widmet sich 
der vorliegende Beitrag. Die Autorin zeigt auf, dass im Fokus pädagogischer Arbeit gegen-
wärtig vielfach eher die Erreichung staatlicher Zielvorgaben denn die Perspektive der han-
delnden Subjekte steht. Alternative Lern-Handlungsräume können hier Bürgerinitiativen 
sein. Anhand von fünf beobachteten Bürgerinitiativen wird illustriert, wie aus Subjektper-
spektive wünschenswerte politische Handlungsräume entstehen können, die die pädagogi-
sche Aufgabe wieder auf ihren Kern – die Emanzipation des Subjekts – zurückführen. Denn 
es geht weniger um die Frage der generellen „Aktivierung“ oder des Engagements von Men-
schen als um die „offizielle“ Anerkennung selbstgewählter Handlungspraxen.
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Deutlich wird, dass der in politischen Programmen gegenwärtig in den 
Hintergrund gedrängte emanzipative Gedanke von Gemeinwesenarbeit in 
selbsttätig gewählten Formen und Orten dennoch wirkt und hier das im 
österreichischen Strategiepapier „LLL:2020“ benannte „Community-
basierte“ Lernen aktiv vollzogen wird. Um die berechtigte Inbesitznahme 
dieser alternativen Lern-Handlungspraxen muss jedoch permanent mit 
unterschiedlichen AkteurInnen gerungen werden.
Emanzipation oder Affi rmation – 
das ist hier die Frage?
Gemeinwesenarbeit ist auf die Erweiterung der 
Handlungs- und Beteiligungsmöglichkeiten der Men-
schen in ihrem jeweiligen Lebensumfeld gerichtet. 
Die Menschen werden dabei als ExpertInnen ihrer 
Lebenswelt betrachtet, die in Kooperation mit ande-
ren die für sie wichtigen Gegenstandsbereiche auf-
nehmen und aktiv an der Verbesserung der eigenen 
Lebensbedingungen mitwirken (siehe Lüttringhaus 
2001). Ansatzpunkt pädagogischer Arbeit ist dabei 
das Aufgreifen und Verfolgen dieser Subjektpers-
pektive. Ihr Ziel und Wille ist die Unterstützung 
und Vernetzung der unterschiedlichen AkteurInnen.
Das Konzept der Gemeinwesenarbeit steht nach 
Maria Lüttringhaus dafür, „die Menschen [zu ermu-
tigen], ihre Themen selbst anzupacken“ (ebd., S. 264). 
Gemeinwesenarbeit unterstütze die Menschen, tätig 
zu werden und durch die gemeinsame Diskussion von 
Problemlagen Öffentlichkeit im Stadtteil herzustellen 
(vgl. ebd.). Damit ist auf den politischen Charakter 
dieses Konzepts verwiesen, der mit der selbsttätigen 
Erweiterung von Handlungsmöglichkeiten die Eman-
zipation des/der Einzelnen anvisiert. Dies ist auch 
Zielperspektive von Erwachsenenbildung. 
Die Bedeutung der lebensweltlichen Zusammenhänge 
für das Lernen ist hier, wird eine Subjektperspektive 
eingenommen, besonders deutlich. So sind etwa mit 
Klaus Holzkamp die jeweils subjektiv im individu-
ellen Lebenskontext bedeutsam werdenden Prob-
lemzusammenhänge Initiator für Lern-Handlungen 
(siehe Holzkamp 1995). Für die Erwachsenenbildung 
bedeutet dies dann, „den kommunalen Alltag des 
Gemeinwesens in den Bildungsaktivitäten abzubilden 
[und] die Menschen mit den für sie wichtigen Inhalten 
zu erreichen“ (Nuissl 2005, S. 146). 
Im Vordergrund steht bei beiden Perspektiven damit 
eine an der jeweiligen Lebenswelt ausgerichtete, 
handlungsorientierte und gesellschaftskritische 
pädagogische Arbeit. Nun stellt sich die Frage, ob 
diese Aspekte im Rahmen pädagogischer Konzepte 
gegenwärtig so wiederzufi nden sind.




Gemeinwesenarbeit als Arbeitsprinzip sozialer Arbeit 
wird heute etwa überlagert durch Begriffl ichkeiten 
wie Sozialraumorientierung oder Quartiersmanage-
ment (siehe Kleiner 2012). Zwei Aspekte deuten auf 
eine damit verbundene Verschiebung der oben 
genannten Zielperspektive hin. Zum einen erfolgt 
der Blick auf soziale Räume hier vermehrt aus einer 
rein deskriptiven Charakterisierung insbesondere 
„benachteiligter“ Stadtviertel. Damit werden rele-
vante Themen und Problemstellungen weniger aus 
der Perspektive der jeweiligen Subjekte als aus der 
von politisch relevanten AkteurInnen generiert. 
„Statt Autonomie und Projektbezug stehen bei der 
Sozialraumorientierung eher die Verbesserung und 
Vernetzung des professionellen Dienstleistungsange-
bots vor Ort, die konzeptionelle Integration ehren-
amtlicher Arbeit und letztlich die Aktivierung im 
Sinne staatlicher Zielerreichung im Fokus“ (Schönig 
2012, S. 34). Inwiefern im Konzept der Sozialraum-
orientierung die Aufnahme der Subjektperspektive 
als ein handlungsleitendes Element dann noch ein-
gelöst wird, erscheint fraglich.
Hier schließt der zweite Punkt an, der danach fragt, 
inwieweit die Orientierung an Sozialräumen noch die 
Erweiterung der Handlungs- und Beteiligungsmög-
lichkeiten im Sinne der Emanzipation des Subjekts 
aus Herrschafts- und Machtverhältnissen beinhaltet. 
So kommt Dieter Oelschlägel zu der Einschätzung, 
dass die endgültigen „Entscheidungen in Politik und 
Verwaltung gefällt [werden], nur wenige im Stadtteil 
[bleiben] und immer wieder erkämpft und verhandelt 
werden [müssen]“ (Oelschlägel 2010, S. 6). So würde 
etwa mit der Beteiligung bei runden Tischen oder 
Projektgruppen geworben, bei denen jedoch „am 
Ende das herauskommt und als Entscheidung ver-
kündet wird, was vorher beschlossen oder abgekartet 
war, also Mitwirkung ohne Mitbestimmung“ (ebd., 
S. 6). Ehemals erkämpfte Rechte erweisen sich dann 
als scheindemokratische „Spielchen“ des etablierten 
politischen Feldes, die eine Erweiterung der politi-
schen Beteiligungsmöglichkeiten nur vortäuschen 
(siehe Rucht/Roth 2008; Trumann 2013).
Sabine Stövesand sieht den Wandel von Begriff-
lichkeiten und Zielperspektiven parallel verlaufen 
zu der „Privatisierung staatlicher Leistungen und 
dem Erstarken neoliberaler Konzepte“ (Stövesand 
2011, o.S.). Bürgerengagement im Stadtteil würde 
zum „Ausfallbürgen des Wohlfahrtstaats gemacht“ 
(ebd.) werden. Die vollständige Entpolitisierung 
der Subjekte vollzieht sich für Maren Schreier 
dann im „Management“ von Quartieren. „Quar-
tiersmanagement […] [ist] – konträr zur GWA – eine 
‚Top-Down-Strategie‘, ein Steuerungsinstrument 
zum ‚wirksameren Einsatz‘ öffentlicher Mittel, mit 
dessen Hilfe vorgegebene Prozesse (wie ‚Aktivierung‘ 
oder ‚Partizipation‘) und Ziele […] umgesetzt werden 
sollen“ (Schreier 2011, o.S.). Damit geht der mit dem 
Konzept der Gemeinwesenarbeit ursprünglich ver-
bundene emanzipative Charakter verloren und ein 
systemaffi rmativer Impetus wird geboren. 
Blickt man nun auf Konzepte zum bürgerschaft-
lichen Engagement und lebenslangen Lernen, die 
gerade für die Erwachsenenbildung wichtig sind, 
dann werden Parallelen deutlich.
Politische Programme unter die Lupe 
genommen – Mitbestimmung ernst 
gemeint?
Die Gestaltung von Bildungsprozessen richtet sich in 
bildungspolitischen Diskussionen heute zunehmend 
auf den Erhalt der Arbeitskraft. Die Interessen und 
Wünsche des/der Einzelnen verbleiben dabei oft im 
Hintergrund und eine gesellschaftskritische Kompo-
nente gerät aus dem Blick. Lernen wird mit der For-
mel „lebenslangen Lernens“ zur zwangsverordneten 
bildungspolitischen Strategie (siehe Rothe 2009) und 
weniger zu einer selbstbestimmten lebensbeglei-
tenden Chance der individuellen und gesellschaft-
lichen Weiterentwicklung (siehe Trumann 2013). 
Von der „aktiveren Mitwirkung an allen Bereichen 
des modernen öffentlichen Lebens“ (Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften 2000, S. 5), wie sie 
das EU-Memorandum über lebenslanges Lernen als 
eine Zielperspektive formuliert hatte, ist real wenig 
zu spüren.
Diesen Aspekt nimmt das von einer Enquete-
Kommission erarbeitete Konzept zur „Förderung 
des freiwilligen, gemeinwohlorientierten, nicht auf 
materiellen Gewinn ausgerichteten bürgerschaft-
lichen Engagements in Deutschland“ (Deutscher 
Bundestag 2002, S. 2) auf. Zugrunde gelegt wird 
hier ein weites Verständnis bürgerschaftlichen En-
gagements, welches politisches Engagement in ver-
fassten als auch nicht-verfassten Formen wie etwa 
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in Initiativen mit einbezieht und dabei das kritische 
Potenzial bürgerschaftlichen Engagements im Sinne 
gesellschaftlicher Weiterentwicklung hervorhebt 
(vgl. ebd., S. 38). Der ExpertInnenbericht zur Lage 
und zu den Perspektiven des bürgerschaftlichen 
Engagements in Deutschland zog 2009 zu diesem 
vielversprechenden Vorhaben jedoch eine nüch-
terne Bilanz. So sei es „bislang noch nicht gelungen, 
das Konzept des bürgerschaftlichen Engagements 
in Deutschland zu einer Leitidee der Politik und des 
Regierungshandelns zu machen“ (BMFSFJ 2009, S. 12). 
Ursächlich dafür seien die oftmals „hohen Erwar-
tungen“ (ebd.), die mit der verstärkten Übernahme 
von Tätigkeiten der kommunalen Daseinsvorsorge, 
wie der Sicherstellung von Betreuung und Pfl ege, 
an bürgerschaftliches Engagement gerichtet wür-
den (vgl. ebd., S. 15). Die Zielperspektive hat sich 
damit verschoben: Im Vordergrund steht nicht 
mehr die Weiterentwicklung der Gesellschaft durch 
kritische Mitgestaltung der BürgerInnen, sondern 
es dominieren ökonomisch nützliche Aspekte im 
Sinne einer „Reparaturwerkstätte des Sozialen“ 
(Gohl 2001, S. 7). Diese Auffassung impliziert, dass 
potenzielle Engagement-Felder durch Politik oder 
Verbände festgelegt werden und für den/die jeweils 
Einzelne/n nur geringe Mitsprachemöglichkeiten 
bestehen. Bürgerschaftliches Engagement stellt 
sich so als ein Handeln der BürgerInnen in verfass-
ten Formen dar, das durch seine „Aktivität“ nur 
vorgibt, politische Handlungsspielräume zu bieten 
(siehe Trumann 2010). Damit zeigen sich in beiden 
Konzepten vergleichbare Entwicklungen, wie sie 
zuvor für die Gemeinwesenarbeit skizziert wurden. 
Die Strategie zum lebensbegleitenden Lernen in 
Österreich (LLL:2020) liest sich ähnlich wie die Kon-
zepte des lebenslangen Lernens und bürgerschaft-
lichen Engagements in Deutschland, wobei hier die 
Berücksichtigung der Subjektperspektive stärker 
im Mittelpunkt steht und Lernen eng an die Teil-
nahme an gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen 
geknüpft wird (siehe Republik Österreich 2011). So 
heißt es in der Präambel etwa, dass „sämtliche Kon-
zepte konsequent auf die Perspektive der Lernenden 
hin auszurichten und ihre Bedürfnisse ins Zentrum 
aller Überlegungen zu stellen [sind]“ (ebd., S. 5). 
Aktionslinie sechs des Konzepts zum lebensbeglei-
tenden Lernen spricht dann die „aktive Teilnahme 
der Menschen bei der Gestaltung ihrer Lebensumwelt 
und des Gemeinwesens“ (ebd., S. 33) an, die durch 
„innovative Modelle und neue Lernorte von Commu-
nity-basiertem Lernen auf lokaler und regionaler 
Ebene entwickelt und durchgeführt“ (ebd.) werden 
sollen. Versteht man unter Community Education 
„ein Konzept zur Verbesserung der Lebensqualität“ 
(Buhren 1997, S. 14), welches „der individuellen und 
gemeinschaftlichen Entwicklung auf der Basis kol-
lektiven Handelns“ (ebd.) dient, dann sind damit der 
Gemeinwesenarbeit vergleichbare Ziele formuliert. 
Welchen Fokus die Umsetzung der Aktionslinien und 
die diesbezüglich formulierten Maßnahmen einneh-
men werden, bleibt also abzuwarten. Mit Blick auf 
die skizzierte Entwicklung in Deutschland ist zu 
fragen, was „das Neue“ an „Community-basiertem 
Lernen“ real ist, und ob sich hinter dem im Strate-
giepapier nicht weiter gefüllten Label eine aktive 
Teilnahme an demokratischen Prozessen verbirgt 
oder eher ein staatliches Steuerungsinstrument 
unter neuem Namen.
Angesichts dieser kritischen Einordnung staatlicher 
Programme sollen im Folgenden am Beispiel von Bür-
gerinitiativen selbsttätig initiierte Handlungs- und 
Beteiligungsmöglichkeiten in den Blick genommen 
werden. Damit wird die Perspektive auf Partizipa-
tions- und Bildungsprozesse über staatliches Han-
deln und deren Institutionen hinaus geöffnet und 
der alltägliche Lebenszusammenhang als politischer 
Lern- und Handlungsraum betrachtet. Es geht da-
rum „zu zeigen, welche Wege Menschen beschreiten, 
um die Welt zu formen und zu kneten, und wohin 
diese Wege führen“ (Geißelberger 2007, S. 11f.). Die 
Betrachtung von Bürgerinitiativen ermöglicht, das 
Bild des Bürgers/der Bürgerin vom/von der passi-
ven KonsumentIn zum/zur aktiven KonstrukteurIn 
der eigenen Lebenswirklichkeit zu wenden. Damit 
wird die kritisierte Top-down-Perspektive verlas-
sen, die in den Hintergrund getretene Subjektper-
spektive aufgenommen und ein Ansatzpunkt zur 
(Re-)Politisierung bürgerschaftlichen Engagements 
aufgezeigt.
„Ich mach’ mir die Welt, wie sie mir 
gefällt…“ – Bürgerinitiativen 
als Lern-Handlungsraum
Im Rahmen einer empirischen Studie der Autorin 
wurden am Beispiel kommunaler Bürgerinitiativen 
aus den Bereichen Natur- und Umweltschutz sowie 
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Verkehrsplanung und Stadtgestaltung alternative 
Handlungs- und Beteiligungsmöglichkeiten betrach-
tet (siehe Trumann 2013). Der Fokus wurde dabei auf 
die Analyse von Lern-Handlungen gelegt, da diese als 
Ausdruck der selbsttätigen Aneignung des jeweiligen 
Lebenszusammenhangs verstanden werden können. 
Als lerntheoretische Folie dienten die subjektwissen-
schaftlichen Überlegungen Klaus Holzkamps (1995), 
welche die Expansivität und Handlungsorientierung 
von Lernprozessen ins Zentrum rücken. Expansive 
Lern-Handlungen tragen dabei zur Ausweitung und 
Differenzierung der eigenen Handlungsmöglich-
keiten und somit zu einer erweiterten Verfügung 
von Welt, also gesellschaftlicher Partizipation 
bei (vgl. ebd.). 
Grundlage der Studie war eine über zwei Jahre 
durchgeführte teilnehmende Beobachtung in fünf 
Bürgerinitiativen. Diese ermöglichte, die vielfach 
vom/von der Einzelnen nicht als Lern-Handlungen 
bezeichneten Aktivitäten in Bürgerinitiativen 
sichtbar zu machen und später in Gruppengesprä-
chen gemeinsam zu refl ektieren. Lernen vollzieht 
sich nach Holzkamp dann, wenn „das Subjekt in 
seinem normalen Handlungsvollzug auf Hindernisse 
oder Widerstände gestoßen ist und sich dabei vor 
einer Handlungsproblematik sieht, die es nicht mit 
den aktuell verfügbaren Mitteln und Fähigkeiten, 
sondern nur durch […] den Umweg des Einschaltens 
einer ‚Lernschleife‘ überwinden kann“ (Holzkamp 
2004, S. 29). Forschungsfrage war deshalb, auf 
welche Handlungsproblematiken die Initiativen-
mitglieder in ihrer Arbeit stoßen und wie sie diesen 
begegnen. 
Die empirische Studie konnte im Ergebnis zei-
gen, dass im Rahmen von Bürgerinitiativen sehr 
vielfältige Lern-Handlungen vollzogen werden. 
Diese lassen sich in einem Lern-Handlungsraum 
darstellen, der durch die Dimensionen „koopera-
tiv – individuell“, „aufnehmend – weitergebend“ 
und „aktional – refl exiv“ gekennzeichnet ist (siehe 
Trumann 2013). 
Für diesen Beitrag ist die letztgenannte Dimension 
interessant, da sie den lerntheoretischen Grundge-
danken der dialektischen Verknüpfung von Lernen 
und Handeln explizit aufgreift. Kern refl exiver 
Lern-Handlungen ist die Diskussion der Funktions-
weise des politischen Systems, von existierenden 
Beteiligungsformen und in deren Folge des Wesens 
gewünschter Beteiligungsprozesse, das heißt, wie 
kann ich mich und wie möchte ich mich einbringen 
und welche Vorstellungen habe ich für gesellschaft-
liche Weiterentwicklung. Bedeutsam ist daran, dass 
ausgehend von den jeweiligen Problemstellungen da-
mit Refl exionsprozesse selbsttätig in eine Metaebene 
überführt werden – im Grunde das, worauf auch 
pädagogische Arbeit abzielen würde. Drei Eckpunkte 
als Ergebnisse der Feldstudie verdeutlichen diesen 
Prozess:
„Gestalten“ können 
Das empirische Material1 zeigt, dass Initiativen von 
den GesprächspartnerInnen (GP) in erster Linie 
damit assoziiert werden, dem/der Einzelnen neben 
konventionellen Partizipationsräumen die Möglich-
keit zu bieten, sich an der Regelung allgemeiner 
Angelegenheiten zu beteiligen:
GP 1: Als Betroffener halte ich es einfach für selbst-
verständlich, dass man sich mit engagiert im Verein 
- - und ich kann’s auch nicht, nicht hinnehmen, dass 
einige Leute die - die sich hier ja gar nicht so gut aus-
kennen in der Gegend, dass die bestimmen über uns 
alleine bestimmen, sondern dass, das kann ich nicht 
hinnehmen, da muss ich schon ein bisschen äh versu-
chen äh die Sachen mit zu lenken - ob es uns gelingen 
wird, das werden wir noch sehen, aber zumindest 
kann man’s versuchen.
In der Refl exion des eigenen Handelns wird deutlich, 
dass weniger die erfolgreiche Bearbeitung eines 
Problemgegenstands bedeutsamer Aspekt der Initi-
ativenarbeit ist als vielmehr die grundsätzliche Mög-
lichkeit der Beteiligung an Gestaltungsprozessen. 
Zentral ist das „Gefühl“, die Verantwortung über die 
Gestaltung des eigenen Lebenszusammenhangs nicht 
an andere abgegeben zu haben und dadurch die 
Möglichkeit der eigenen Selbstwirksamkeit erleben 
zu können.
1 Es handelt sich dabei um Gesprächsausschnitte aus unterschiedlichen Gruppendiskussionen, die im Rahmen der empirischen 
Studie mit Initiativenmitgliedern durchgeführt wurden.
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„Denken“ dürfen
Initiativen bieten den Gesprächsteilnehmenden 
im Gegensatz zu Parteien die Möglichkeit, relativ 
frei und ungesteuert Positionen und Vorstellungen 
zur Gestaltung des Zusammenlebens zu vertreten, 
Missstände aufzudecken und Veränderungsmöglich-
keiten aufzuzeigen. 
GP 2: Oh, da denke ich mir, dass Initiativen eigentlich 
so das Salz in der Suppe sind. Im Gegensatz zu den 
ganz normalen Parteien, die ja ne ganz bestimmte 
Parteilinie vertreten und vertreten müssen […]. Ich 
denke eine Stadt oder eine Gemeinde profi tiert maß_ 
oder kann profi tieren, maßgeblich durch den Einsatz 
solcher ja äh nicht gesteuerten, parteipolitisch gesteu-
erten Institutionen, sondern durch […] Bürger, die vor 
Ort Missstände erkennen und sie artikulieren und sie 
an die Stadt herantragen und damit Veränderungen 
bekommen, Verbesserungen im Sinne des Bürgers.
Hier liegt m.E. das kreative Potenzial von Bürger-
initiativen. „Denkprozesse“ unterliegen geringeren 
Zwängen als in anderen Beteiligungsformen und bie-
ten die Chance, im kooperativen Dialog alternative 
Perspektiven auf Gesellschaft zu denken und damit 
Handlungsmöglichkeiten statt -beschränkungen in 
den Blick zu nehmen. Die gemeinsame Diskussion 
von Problemgegenständen und deren öffentliche 
Diskussion sind dabei wesentlich, da sie neben der 
größeren Durchsetzungskraft auch die intensivere 
Betrachtung des eigenen Lebenszusammenhangs 
und dessen inhärenter Problemzusammenhänge 
ermöglichen.
„Für etwas einstehen“ wollen
Für das untersuchte Feld ist eine Art „Selbstin-
klusion“ in das politische Feld zu beobachten, das 
heißt, die Initiativenmitglieder stellen die eigenen 
Vorstellungen der Gestaltung von Gesellschaft 
öffentlich zur Diskussion und bringen diese in 
Prozesse etablierter Entscheidungsfindung (Rats-
sitzungen u.a.) ein. 
GPin: Eigentlich hab’ ich so mit sehr großer Freude 
wahrgenommen, dass diese gesamten Anwohner 
hier auf großen Versammlungen zusammen mit den 
Politikern, den Stadtverwaltungsleuten hervorragend 
argumentieren konnten. … Durch unsere Erarbeitung 
und Veröffentlichung von bestimmten Themen, die 
natürlich auch in anderen Medien jetzt aufgegriffen 
werden, hab ich wirklich erlebt, dass die Leute also 
total mutig und auch frech und kompetent ihre Posi-
tionen vertreten haben. … Also das fand ich immer 
interessant, also das ist das, was man sonst so oft 
sagt, es gibt eigentlich niemand der sich wehrt in die-
ser Gesellschaft oder im Augenblick sind alle so was 
weiß ich, angepasst.
Hier wird einerseits der Selbst- und Weltbezug des 
Lern-Handelns anschaulich, der individuelle Eman-
zipation als auch gesellschaftliche Transformation 
in Gang setzt. Deutlich wird aber andererseits auch, 
dass die Inanspruchnahme alternativer Partizipa-
tionsmöglichkeiten und damit das Einbringen der 
eigenen Perspektiven in die öffentliche Diskussion 
vom/von der Einzelnen „Mut“ verlangen. Die 
kooperative Entwicklung von Gestaltungsvor-
schlägen innerhalb der Initiativen wirkt dabei als 
Unterstützung.
Pädagogische Aufgabe: Emanzipation 
zulassen und Selbstrefl exion initiieren!
Die empirischen Beispiele zeigen, dass Bürgerini-
tiativen dem/der Einzelnen einen Ort bieten, sich 
an der Gestaltung der Gesellschaft zu beteiligen 
und die eigene Sicht der Dinge einzubringen. 
Damit öffnen sie das Feld möglicher Partizipa-
tionsformen, bieten die Chance, Alternativen 
zu denken und dabei die Wirksamkeit eigenen 
Handelns gemeinsam mit anderen zu erfahren. 
Die Kommune stellt sich aus dieser Perspektive als 
wichtiger Lern-Handlungsraum dar, der über sehr 
unterschiedliche, aber – und das ist das Wichtige 
– gleichwertige Felder des Lern-Handelns verfügt. 
Deutlich wird, dass der in politischen Program-
men gegenwärtig in den Hintergrund gedrängte 
emanzipative Gedanke von Gemeinwesenarbeit in 
selbsttätig gewählten Formen und Orten dennoch 
wirkt und hier das im österreichischen Strategie-
papier benannte „Community-basierte“ Lernen 
aktiv vollzogen wird. Um die berechtigte Inbesitz-
nahme dieser alternativen Lern-Handlungspraxen 
muss jedoch permanent mit unterschiedlichen 
705-
Akteuren gerungen werden. Die Studie zeigt, dass 
es also weniger um die Frage der generellen „Ak-
tivierung“ oder des Engagements von Menschen 
geht als um die „offizielle“ Anerkennung selbst-
gewählter Handlungspraxen. 
An diesem Punkt setzt die Aufgabe pädagogischer 
Arbeit an, die an der Dechiffrierung der vielfäl-
tigen (Ausschluss-)Mechanismen des politischen 
Feldes mitwirken und damit Positionen des/der 
Einzelnen stärken kann (siehe Bremer/Trumann 
im Erscheinen). Passend ist hier das Plädoyer für 
eine non-direktive Pädagogik von Wolfgang Hinte: 
„Lasst die Menschen ihre Lernerfahrungen machen, 
in ihrer Umgebung, mit ihren Sinngehalten, mit ih-
ren Werten und mit ihren Zielen. Und […] kümmert 
Euch darum, dass diese Prozesse bewusst erlebt wer-
den, schafft eine Atmosphäre, die Kommunikation 
zulässt, personalen Kontakt ermöglicht und zu ge-
meinsamer Reflexion ermutigt“ (Hinte 2001, S. 47). 
Die gemeinsame Reflexion bedeutet dann auch, die 
eigene pädagogische Arbeit auf Verflechtungen 
und Vereinnahmungen etwa politischer Strategien 
hin zu überprüfen und immer wieder nach der 
eigenen Zielperspektive zu fragen – Emanzipation 
oder Affirmation?
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Has the emancipative character originally connected with the concept of community 
development been lost and a system affirmative impetus in the sense of cooperation 
without co-determination been born instead? Do parallels appear in and to adult 
education? Does action-oriented educational work that is in alignment with its surroundings 
and critical of society (still) exist? This article is dedicated to these and other questions. 
The author demonstrates that at present, the achievement of government targets is 
frequently the focus of educational work instead of the perspective of the active subjects. 
Alternative spaces for learning and action can be a citizens’ initiative. Five citizens’ 
initiatives are observed and used to illustrate how political spaces for action that are 
desirable from the perspective of the subject can develop that lead the educational task 
back to its core: the emancipation of the subject. For it is less a question of general 
“activation“ or the commitment of people than of the “official“ recognition of voluntary 
actions.
Organizing Society Together, but How? 
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